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SPD-Landesvorstand kritisiert Preispolitik der SWB AG – Sieling lädt
SWB-Vorstand zum Klärungsgespräch ein

Die Debatte um die Gaspreiserhöhung durch die SWB hat sich in den vergangenen Tagen deutlich verschärft. Das Unternehmen hat diese Woche eine zweistufige Preiserhöhung angekündigt, die am Ende auf eine Erhöhung um fast 12,5 % hinausläuft und auf heftige öffentliche Kritik gestoßen ist. Hierzu erklärt der Landesvorsitzende der SPD, Dr. Carsten Sieling: „Angesichts der Tatsache, dass der Gaspreis in Bremen ohnehin schon 5% über dem Bundesdurchschnitt liegt, habe ich kein Verständnis für die von der SWB anvisierte Größenordnung der Preiserhöhung. Nicht zuletzt auch aufgrund der vielfältigen Verzahnungen mit der Stadt – z.B. bei der Auftragsvergabe der öffentlichen Beleuchtung – hat das Unternehmen eine besondere soziale Verantwortung gegenüber unserem Gemeinwesen. Auch was die Transparenz der Preisfindung anbelangt, muss die SWB deshalb zu anderen Lösungen gelangen.“
Der Landesvorstand der SPD hat auf seiner gestrigen Sitzung ausdrücklich die zügige Einrichtung einer Regulierungsbehörde für den Energiemarkt begrüßt, die für mehr Transparenz und Kontrolle bei der Preisbildung sorgen soll. Darüber hinaus haben sich die Mitglieder des Landesvorstandes aber auch dafür ausgesprochen, in einen konstruktiven Dialog mit der SWB selbst einzutreten.

„Der Vorschlag der Verbraucherzentrale, gegen die Erhöhung Widerspruch einzulegen und lediglich eine zweiprozentige Steigerung zu akzeptieren, ist für Bürgerinnen und Bürger durchaus ein geeignetes Mittel. Denn eine Preiserhöhung im genannten Umfange stellt eine ernstzunehmende finanzielle Zusatzbelastung dar, die vor allem Familien und untere Einkommensklassen überproportional hart trifft. Wir als Partei wollen kurzfristig das Problem angehen und die SWB davon abbringen, dass sie beklagt wird. Deshalb werden wir gleich Montag den Vorstand der SWB einladen, die Gesamtproblematik noch einmal eingehend erläutern und nach einer schnelleren Lösung suchen“, so Sieling.
Unabhängig davon wird die Bremer SPD aber auch den Senat auffordern, prüfen zu lassen, inwieweit die seit mehr als 30 Jahren bestehende Koppelung des Gaspreises an den Ölpreis – die als eine Begründung für die anstehende Verteuerung angeführt wird – unter den gewandelten Rahmenbedingungen eines globalisierten Energiemarktes noch zukunftsfähig ist.
Kontakt: Dr. Carsten Sieling, 0171-4 45 10 65
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